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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Maßnahmenpaket zum Umgang mit den hohen Energiekosten 

Die Koalitionsparteien haben sich heute Morgen (24. März 2022) auf ein 
„Maßnahmenpaket zum Umgang mit den hohen Energiekosten“ geeinigt.  

Dabei sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

• Einführung einer einmaligen Energiepreispauschale von 300 
Euro für das Steuerjahr 2022; die Pauschale (Gutschrift) soll als 
Zuschuss zum Gehalt ausgezahlt werden und unabhängig von bzw. 
zusätzlich zu anderen geltenden steuerlichen Regelungen (z.B. 
Pendlerpauschale, Mobilitätsprämie, steuerfreie 
Arbeitgebererstattungen, Job-Ticket) gewährt werden. Die 
Auszahlung erfolgt über die Lohnabrechnung des Arbeitgebers 
bzw. des Dienstherren. Die Pauschale unterliegt der 
Einkommensteuer. Selbständige erhalten einen Vorschuss über 
eine einmalige Senkung ihrer Einkommensteuer-Vorauszahlung. 

• auf drei Monate 
befristete Absenkung der Energiesteuer auf Kraftstoffe auf das 
europäische Mindestmaß; 

• Familienzuschuss: für jedes Kind soll ergänzend zum Kindergeld 
ein Einmalbonus in Höhe von 100 Euro ausgezahlt werden; der 
Bonus wird auf den Kinderfreibetrag angerechnet; 

• Einmalzahlung für Transferleistungsempfänger: die bereits 
beschlossene Einmalzahlung von 100 Euro für Empfängerinnen 
und Empfänger von Sozialleistungen soll um 100 Euro pro Person 
erhöht werden. 

• ÖPNV-Ticket: für 90 Tage wird ein Ticket für 9 Euro/Monat („9 für 
90“) eingeführt. 

 
Oberste Finanzbehörden der Länder: Steuerliche Maßnahmen zur 
Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 17. März 2022 ein Schreiben 
der Obersten Finanzbehörden der Länder zu steuerlichen Maßnahmen zur 
Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten veröffentlicht.  

Die Verwaltungsanweisungen im BMF-Schreiben vom 17. März 2022 sollen der 
Anerkennung des gesamtgesellschaftlichen Engagements dienen. Sie gelten für 
die nachfolgenden Maßnahmen, die vom 24. Februar 2022 bis zum 31. 
Dezember 2022 durchgeführt werden: 

I. Spenden 

• vereinfachter Nachweis für bis zum 31.12.2022 an inländische 
Zuwendungsempfänger geleistete Zuwendungen (z.B. 
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Bareinzahlungsbeleg, Buchungsbestätigung); Ausnahme: 
Zuwendungsbestätigung erforderlich, wenn Abwicklung über 
Konten eines Dritten erfolgt, das als Treuhandkonto geführt wird 

• Billigkeitsregelungen für Spendenaktionen zur Unterstützung der 
vom Krieg in der Ukraine Geschädigten von steuerbegünstigten 
Körperschaften, die nach ihrer Satzung keine diesbezüglichen 
Zwecke, wie insbesondere mildtätige Zwecke, verfolgen (z.B. 
Sport-, Musik-, Kleingarten- oder Brauchtumsvereine) 

II. Billigkeitsregelungen für Maßnahmen steuerbegünstigter 
Körperschaften zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten 
(für die zweckfremde Mittelverwendung sowie Überlassung von Personal und 
Räumlichkeiten) 

III. Billigkeitsregelungen hins. der vorübergehenden Unterbringung von 
Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine in Einrichtungen steuerbegünstigter 
Körperschaften, die ausschließlich dem satzungsmäßigen Zweck der 
Körperschaft dienen und in zum Vermögensbereich einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts gehörenden Einrichtungen 

IV.Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen als 
Sponsoring-Maßnahme (nach Maßgabe des BMF-Schreibens vom 18. Februar 
1998 zur ertragsteuerlichen Behandlung des Sponsorings, BStBl. I 1998, 212) 
sollen entsprechende Aufwendungen zum Betriebsausgabenabzug zugelassen 
werden, wenn der Sponsor wirtschaftliche Vorteile, die in der Sicherung oder 
Erhöhung seines unternehmerischen Ansehens liegen können, für sein 
Unternehmen erstrebt) 

V. und VI. Steuerbefreiung für 
gespendete(n) Arbeitslohn und Aufsichtsratsvergütungen  

VII. Umsatzsteuer 

• Billigkeitsmaßnahmen / Umsatzsteuerbefreiung für 
die Überlassung von Personal, Räumlichkeiten, 
Sachmitteln oder anderer 
Leistungen durch steuerbegünstigte Körperschaften 

• keine Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe und Erhalt 
des VoSt-Abzugs in Bezug auf die unentgeltliche Bereitstellung 
von Gegenständen oder Personal durch einen 
Unternehmer an Hilfseinrichtungen/-organisationen auch bei 
entsprechender Zweckbestimmung im Zeitpunkt des 
Leistungsbezugs durch den Unternehmer 

• keine Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe und keine 
VoSt-Korrektur in Bezug 
auf Nutzungsänderungen von Räumlichkeiten von (in privater 
Rechtsform betriebenen) Unternehmen der öffentlichen Hand 

• keine Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe und Erhalt 
des VoSt-Abzugs bei unentgeltlicher Überlassung von 
Unterkünften durch private Unternehmen, die urspr. für eine 
umsatzsteuerpflichtige Verwendung vorgesehen waren; dies gilt 
für Nebenleistungen (Strom, Wasser etc.) auch dann, wenn die 
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Zweckbestimmung „unentgeltliche Beherbergung“ bereits im 
Zeitpunkt des Leistungsbezug feststand 

VIII. Schenkungsteuer (bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen 
können Steuerbefreiungen nach § 13 ErbStG gewährt werden) 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 17. März 2022, IV C 4 – S 2223/19/10003 :013. 

 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-03-17-Stl-Massnahmen-Unterstuetzung-Ukraine-Geschaedigte.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 24. März 2022 

 
 
Werden Überstundenvergütungen für einen Zeitraum von mehr als 
zwölf Monaten veranlagungszeitraumübergreifend geleistet, ist die 
Tarifermäßigung nach § 34 Abs. 2 Nr. 4  2. Halbsatz EStG zu 
gewähren. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 12/22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Gewinn i.S. des § 16 Abs. 3 Satz 3 EStG, den ein Realteiler 
erzielt, weil er seinen Betrieb, in den er die im Rahmen der 
Realteilung übernommenen wesentlichen Betriebsgrundlagen zum 
Buchwert übertragen hat, innerhalb der Sperrfrist veräußert, ist 
gemäß § 16 Abs. 3 Satz 8 EStG allein diesem Realteiler 
zuzurechnen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Übertragung von hälftigem Miteigentum ist der jeweilige 
Miteigentümer Leistungsempfänger, sodass für den Fall eines 
Verzichts gemäß § 9 Abs. 1 und Abs. 3 UStG auf die nach § 4 Nr. 
9 Buchst. a UStG bestehende Steuerfreiheit keine Steuerschuld 
einer GbR nach § 13b Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 5 Satz 1 UStG 
besteht. 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil VI R 23/19: § 34 
EStG bei Überstunden-
vergütungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
02. Dezember 2021 
 

Urteil VIII R 14/19: Zur 
Zurechnung eines aus 
einer Sperrfrist-
verletzung gemäß § 16 
Abs. 3 Satz 3 EStG 
resultierenden 
Gewinns 
 
 
 
 
23. November 2021 
 

 

 
Urteil V R 44/20: 
Leistungsempfänger 
bei der Übertragung 
von hälftigem 
Miteigentum 
 
 
 
 
 
 
25. November 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210049/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerermaessigung-fuer-zusammengeballte-ueberstundenverguetungen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210051/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210047/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VI R 46/17: Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer einer 
Flugbegleiterin - Die Entscheidung wurde nachträglich zur amtlichen 
Veröffentlichung bestimmt; sie war seit dem 25.07.2019 als NV-
Entscheidung abrufbar 
03. April 2019 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 13/22. 
 
Urteil VIII R 22/18: Nichtanrechenbarkeit ausländischer 
Quellensteuerbeträge bei vollständiger Verrechnung der zugrunde 
liegenden ausländischen Kapitalerträge mit inländischen Verlusten 
23. November 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 34/19: Steuerfreie Leistungen der Verfahrenspfleger 
25. November 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Auslegung der Begriffe „Überführung“ bzw. „Übertragung“ in § 9 Nr. 1 Satz 
5 Nr. 2 GewStG bei Formwechsel 

Im Rahmen einer normspezifischen Auslegung der Begriffe „Überführung“ bzw. 
„Übertragung“ in § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 2 GewStG sind die Wertungen des § 4 Abs. 
2 Satz 3 UmwStG 2006 einzubeziehen. Liegen die Voraussetzungen des § 4 Abs. 
2 Satz 3 UmwStG 2006 vor, ist für die Frage, wann der betreffende Grundbesitz 
i.S. des § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 2 Halbsatz 2 GewStG in das Betriebsvermögen des 
aufdeckenden Gewerbebetriebs (als übernehmende Gesellschaft) „überführt“ 
oder „übertragen“ worden ist, auf den Zeitpunkt abzustellen, zu dem er in das 
Betriebsvermögen der übertragenden Gesellschaft gelangt ist. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine 2005 zunächst in der Rechtsform einer KG gegründete 
Objektgesellschaft. Mit Gesellschafterbeschluss vom 20. Juli 2011 wurde die 
Klägerin in eine GmbH umgewandelt. Die Klägerin hatte im Jahr der Gründung 
Grundstücke erworben, die sie bereits vor dem Umwandlungsbeschluss an Dritte 
veräußert hatte. Der Übergang von Besitz, Nutzen und Lasten der Immobilie 
erfolgte mit der Kaufpreiszahlung am 15. März 2011. 

Im Rahmen ihrer für den Erhebungszeitraum 2011 (Streitjahr) abgegebenen 
Gewerbesteuererklärung deklarierte die Klägerin einen Kürzungsbetrag für die 
erweiterte Kürzung bei Grundstücksunternehmen i.S. des § 9 Nr. 1 Satz 2 und 3 
Gewerbesteuergesetz (GewStG). 

Im Rahmen einer steuerlichen Außenprüfung vertrat das Finanzamt 
demgegenüber die Auffassung, die erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 und 
3 GewStG stehe der Klägerin nicht zu. Dies folge aus § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 2 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210048/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/haeusliches-arbeitszimmer-muss-fuer-die-taetigkeit-nicht-erforderlich-sein/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210050/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210052/


7 

GewStG, wonach die Sätze 2 und 3 der Vorschrift nicht gelten, soweit der 
Gewerbeertrag Gewinne aus der Aufdeckung stiller Reserven aus einem 
Grundbesitz enthält, der innerhalb von drei Jahren vor der Aufdeckung der stillen 
Reserven zu einem unter dem Teilwert liegenden Wert in das Betriebsvermögen 
des aufdeckenden Gewerbebetriebs überführt oder übertragen worden ist, und 
soweit diese Gewinne auf bis zur Überführung oder Übertragung entstandene 
stille Reserven entfallen. 

Das Grundstück sei im Rahmen der Umwandlung in das Betriebsvermögen der 
Klägerin überführt worden. Dies ergebe sich aus dem gemäß § 25 des 
Umwandlungssteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (UmwStG 
2006) sinngemäß anwendbaren § 20 UmwStG 2006. 

Die dagegen erhobene Klage vor dem Finanzgericht Köln hatte Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Das Finanzgericht hat rechtsfehlerfrei dahin erkannt, dass der Klägerin im 
Rahmen der Ermittlung ihres Gewinns aus Gewerbebetrieb der beantragte 
Kürzungsbetrag für die sog. erweiterte Kürzung bei Grundstücksunternehmen i.S. 
des § 9 Nr. 1 Satz 2 und 3 GewStG zu gewähren ist. Das Finanzgericht ist im 
Ergebnis zutreffend davon ausgegangen, dass die Tatbestandsvoraussetzungen 
des § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 2 GewStG im Streitfall nicht vorliegen, so dass der Satz 2 
der Vorschrift zur Anwendung gelangt. 

Im Rahmen einer normspezifischen Auslegung der Begriffe „Überführung“ bzw. 
„Übertragung“ in § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 2 GewStG sind die Wertungen des § 4 Abs. 
2 Satz 3 UmwStG 2006 einzubeziehen. 

Liegen die Voraussetzungen des § 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 vor, ist für die 
Frage, wann der betreffende Grundbesitz i.S. des § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 2 Halbsatz 
2 GewStG in das Betriebsvermögen des aufdeckenden Gewerbebetriebs (als 
übernehmende Gesellschaft) „überführt“ oder „übertragen“ worden ist, auf den 
Zeitpunkt abzustellen, zu dem er in das Betriebsvermögen der übertragenden 
Gesellschaft gelangt ist. 

Nach § 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 2006 ist in den Fällen, in denen die Dauer der 
Zugehörigkeit eines Wirtschaftsguts zum Betriebsvermögen für die Besteuerung 
bedeutsam ist, der Zeitraum seiner Zugehörigkeit zum Betriebsvermögen der 
übertragenden Körperschaft dem übernehmenden Rechtsträger anzurechnen. 

Bei ertragsteuerrechtlichen Vorschriften, die eine bestimmte Besitzdauer 
voraussetzen und daher an einen Zeitraum anknüpfen, zählt danach für durch 
Sacheinlage (§§ 20 Abs. 1, 25 Satz 1 UmwStG 2006) übernommene 
Wirtschaftsgüter die Zugehörigkeit des Sacheinlagegegenstands ab dem 
(rückbezogenen) Übertragungsstichtag zum Betriebsvermögen der Übernehmerin 
zuzüglich der Besitzdauer im Betriebsvermögen beim Einbringenden. 

Diese sog. Besitzzeitanrechnung ist grundsätzlich auch für die Gewerbesteuer zu 
beachten (vgl. BFH, Urteil vom 16. April 2014, I R 44/13). 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 27. Oktober 2021 (I R 39/19), veröffentlicht am 17. März 2022. 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210038/


8 

EuGH: Portugiesische Dividendenbesteuerung gebietsfremder 
Anlageinstrumente unionsrechtswidrig 

Gebietet die Kapitalverkehrsfreiheit einem Mitgliedstaat, gebietsfremde und 
gebietsansässige Anlageinstrumente nach dem gleichen Steuersystem zu 
besteuern? Dieser Frage musste der Europäische Gerichtshof (EuGH) in einem 
portugiesischen Fall nachgehen. Betroffen war ein Organismus für gemeinsame 
Anlagen (OGAW) mit Sitz in Deutschland. Im Gegensatz zu der Empfehlung der 
Generalanwältin in ihren Schlussanträgen sieht der EuGH in der divergierenden 
portugiesischen Besteuerung der OGAWs eine unzulässige Beschränkung der 
Kapitalverkehrsfreiheit. 

Hintergrund 

Die vorliegende Rechtssache betrifft die einschlägigen portugiesische 
Regelungen, die bei gebietsfremden Anlageinstrumenten die traditionelle 
Besteuerung von Kapitalerträgen durch die Körperschaftsteuer mittels einer 
Quellensteuer vorsehen, wenn diese Einrichtungen in ihrem Wohnsitzstaat nicht 
der Körperschaftsteuer unterliegen. 

Der Kläger ist ein Organismus für gemeinsame Anlagen (OGAW) mit Sitz in 
Deutschland und bezieht Kapitaleinkünfte in Form von Dividendenausschüttungen 
von in Portugal ansässigen Unternehmen. Er wendet sich gegen den Einbehalt 
von Quellensteuer der portugiesischen Finanzbehörde auf 
Dividendenausschüttungen von in Portugal ansässigen Unternehmen. 
Dividendenausschüttungen an einen nach portugiesischem Recht gegründeten 
OGAW behandelt Portugal grundsätzlich als körperschaftsteuerfrei. Die Befreiung 
von der Körperschaftsteuer für Kapitaleinkünfte des OGAW greift für den Kläger 
allerdings nicht, u.a. da er nicht nach portugiesischem Recht gegründet wurde. 
Die im portugiesischen Recht vorgesehene Körperschaftsteuerbefreiung für 
Dividendenzahlungen an Körperschaften im Ausland scheitert an der 
steuerrechtlichen Behandlung eines OGAW in Deutschland, wonach dieser – 
nach Angaben des vorlegenden portugiesischen Gerichts – in Deutschland auch 
von der Körperschaftsteuer befreit ist. Da ein OGAW in Deutschland keine 
Körperschaftsteuer schuldet, kann folglich auf seiner Ebene die portugiesische 
Körperschaftsteuer auch nicht angerechnet werden (sondern jeweils nur auf die 
entsprechende Steuer der Anleger). Dies alles wirft u.a. die Frage auf, ob die 
Kapitalverkehrsfreiheit hier Abhilfe schaffen kann oder ob mangels 
Vergleichbarkeit der Situationen je nach Ansässigkeit und nach Mitgliedstaat auch 
unterschiedliche Besteuerungssysteme möglich sind und damit eine gewisse 
Belastungsungleichheit unionsrechtlich toleriert werden muss. 

Die Generalanwältin war in ihren damaligen Schlussanträgen der Auffassung, 
dass die Bestimmungen über die Kapitalverkehrsfreiheit der angefochtenen 
portugiesischen Regelung nicht entgegenstehen. Nach Ihrem Dafürhalten 
überwiegen die Rechtfertigungsgründe für die vorliegende Ungleichbehandlung 
inländischer und ausländischer OGAWs (u. a. Wahrung der ausgewogenen 
Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse und der Wahrung der Kohärenz des 
portugiesischen Steuersystems) das Interesse des Klägers, wie ein 
gebietsansässiger OGAW von der Körperschaftsteuer befreit zu werden. 

Entscheidung des EuGH 

Der EuGH ist in seinem heutigen Urteil der Sichtweise der Generalanwältin nicht 
gefolgt und sieht in der unterschiedlichen Besteuerung der portugiesischen und 
der deutschen OGAW eine unzulässige Beschränkung des freien Kapitalverkehrs. 
Die vorliegende Beschränkung des freien Kapitalverkehrs kann nur dann 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?docid=240845&mode=lst&pageIndex=1&dir=&occ=first&part=1&text=&doclang=DE&cid=856310
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gerechtfertigt werden, wenn die sich aus ihr ergebende Ungleichbehandlung 
entweder Situationen betrifft, die nicht objektiv miteinander vergleichbar sind, 
oder wenn sie durch einen zwingenden Grund des 
Allgemeininteresses gerechtfertigt ist (entweder um die Kohärenz des 
nationalen Steuersystems zu wahren oder eine ausgewogene Verteilung der 
Steuerhoheit zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten zu gewährleisten). Im 
Gegensatz zur Generalanwältin verneinen die Europarichter beide 
Rechtfertigungsalternativen.. 

Objektiv vergleichbare Situationen 

Anhand des Unterscheidungskriteriums der portugiesischen Regelung, mit dem 
allein auf den Ort abgestellt wird, an dem die OGAW ansässig sind, lasse sich 
zwischen der Situation der gebietsansässigen und der Situation der 
gebietsfremden OGAW objektiv kein Unterschied feststellen. Die unterschiedliche 
Behandlung der gebietsansässigen und der gebietsfremden OGAW betreffe 
mithin Situationen, die objektiv vergleichbar sind. 

Zur Wahrung der Kohärenz und der ausgewogenen Verteilung der 
Steuerhoheit 

Nach Dafürhalten des EuGH könne die Wahrung der Kohärenz nur dann als 
Rechtfertigungsgrund herangezogen werden, wenn ein unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen dem betreffenden steuerlichen Vorteil und dem 
Ausgleich dieses Vorteils durch eine bestimmte steuerliche Belastung 
nachgewiesen wird. Ein solcher liege aber hier nicht vor, weil die Befreiung der 
Dividenden, die an gebietsansässige OGAW gezahlt werden (hier: die Befreiung 
vom Steuerabzug an der Quelle) im vorliegenden Fall nicht an die Bedingung 
geknüpft ist, dass die OGAW die Dividenden, die sie erhalten, weiterleiten und 
dass die Besteuerung der Dividenden auf der Ebene der Anteilinhaber es 
ermöglicht, die Befreiung vom Steuerabzug an der Quelle auszugleichen. 

Auch das Argument der Wahrung der ausgewogenen Aufteilung der 
Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten greife nicht durch, so der 
EuGH. Eine solche könne nur dann als Rechtfertigungsgrund anerkannt werden, 
wenn die betreffende Regelung bezweckt, das Recht eines Mitgliedstaats auf 
seine Besteuerungsbefugnis in Bezug auf Tätigkeiten in seinem Hoheitsgebiet zu 
beeinträchtigen. Wenn sich ein Mitgliedstaat aber – wie im vorliegenden Fall 
–  dafür entscheide, die gebietsansässigen OGAW, die Dividenden inländischer 
Herkunft beziehen, nicht zu besteuern, könne nicht auf die Notwendigkeit einer 
ausgewogenen Aufteilung der Steuerhoheit zwischen den Mitgliedstaaten 
verwiesen werden, um die Besteuerung der gebietsfremden OGAW, die derartige 
Einkünfte haben, zu rechtfertigen (so bereits der EuGH in seinem Urteil vom 21. 
Juni 2018 in der Rechtssache C-480/16, Fidelity Funds u. a.). 

Fundstelle 

EuGH, Urteil vom 17. März 2022 (C-545/19), AllianzGI-Fonds AEVN. 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=203226&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7640786
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=256021&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7647170
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

ZUM SEMINAR 

 

 

 

 

 

 

 

 

Terminplaner 
  

Aktuelles zur Umsatzsteuer 2022 

31.03., Webinar 

 

 

InvestorTax@OneClick 

26.04., Webinar 

 

 

  

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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